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ANGENOMMENE TEXTE 
 

P8_TA(2018)0365 

Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 5/2018: Streichung der 

Reserve für die Unterstützung der Türkei aus dem Instrument für 

Heranführungshilfe (IPA II), Aufstockung des Europäischen 

Nachbarschaftsinstruments (ENI) und der Humanitären Hilfe für weitere 

dringende Maßnahmen und Änderung des Stellenplans der 

Exekutivagentur für Innovation und Netze (INEA) im Rahmen der 

WiFi4EUInitiative   

Entschließung des Europäischen Parlaments vom 2. Oktober 2018 zu dem Standpunkt 

des Rates zum Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 5/2018 der Europäischen 

Union für das Haushaltsjahr 2018, Einzelplan III – Kommission: Streichung der 

Reserve für die Unterstützung der Türkei aus dem Instrument für Heranführungshilfe 

(IPA II), Aufstockung des Europäischen Nachbarschaftsinstruments (ENI) und der 

Humanitären Hilfe für weitere dringende Maßnahmen und Änderung des Stellenplans 

der Exekutivagentur für Innovation und Netze (INEA) im Rahmen der Initiative 

WiFi4EU (11843/2018 – C8-0415/2018 – 2018/2165(BUD)) 

 

Das Europäische Parlament, 

– gestützt auf Artikel 314 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

– gestützt auf Artikel 106a des Vertrags zur Gründung der Europäischen 

Atomgemeinschaft, 

– gestützt auf die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 25. Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den 

Gesamthaushaltsplan der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 

1605/2002 des Rates1, insbesondere auf Artikel 41, 

– gestützt auf die Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 18. Juli 2018 über die Haushaltsordnung für den 

Gesamthaushaltsplan der Union, zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, 

(EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, 

(EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses 

Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/20122, 

                                                 
1  ABl. L 298 vom 26.10.2012, S. 1. 
2  ABl. L 193 vom 30.7.2018, S. 1. 



 

 

insbesondere auf Artikel 44, 

– unter Hinweis auf den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union für das 

Haushaltsjahr 2018, der am 30. November 2017 endgültig erlassen wurde1, 

– gestützt auf die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates vom 2. Dezember 

2013 zur Festlegung des mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2014–20202, 

– gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 2. Dezember 2013 zwischen dem 

Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin, die 

Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsführung3, 

– gestützt auf den Beschluss 2014/335/EU, Euratom des Rates vom 26. Mai 2014 über 

das Eigenmittelsystem der Europäischen Union4, 

– unter Hinweis auf den Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 5/2018, der von der 

Kommission am 10. Juli 2018 angenommen wurde (COM(2018)0537), 

– unter Hinweis auf den Standpunkt zum Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans 

Nr. 5/2018, der vom Rat am 18. September 2018 festgelegt und dem Europäischen 

Parlament am 20. September 2018 zugeleitet wurde (11843/2018 – C8-0415/2018), 

– unter Hinweis auf das Schreiben des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten, 

– gestützt auf die Artikel 88 und 91 seiner Geschäftsordnung, 

– unter Hinweis auf den Bericht des Haushaltsausschusses (A8-0292/2018), 

A. in der Erwägung, dass die Haushaltsbehörde auf Drängen des Parlaments im Rahmen 

des Haushaltsverfahrens 2018 beschloss, im Rahmen der Unterstützung der Türkei aus 

dem Instrument für Heranführungshilfe (IPA II) Mittel für Verpflichtungen in Höhe von 

70 Mio. EUR und Mittel für Zahlungen in Höhe von 35 Mio. EUR aus dem 

Haushaltsposten 22 02 03 01 Unterstützung politischer Reformen und der damit 

verbundenen schrittweisen Angleichung der Rechtsvorschriften an den EU-Besitzstand 

in die Reserve einzustellen; 

B. in der Erwägung, dass Parlament und Rat beschlossen, dass die in die Reserve 

eingestellten Beträge freigegeben werden sollen, wenn die Türkei „laut dem 

Jahresbericht der Kommission hinreichende messbare Verbesserungen in den Bereichen 

Rechtsstaatlichkeit, Demokratie, Menschenrechte und Pressefreiheit umgesetzt hat“; in 

der Erwägung, dass in dem am 17. April 2018 veröffentlichten Jahresbericht der 

Kommission über die Türkei5 eindeutig bestätigt wird, dass in der Türkei Rückschritte 

in den Bereichen Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und Menschenrechte verzeichnet 

werden; in der Erwägung, dass die Bedingung der Haushaltsbehörde daher nicht erfüllt 

wurde; 

                                                 
1  ABl. L 57 vom 28.2.2018. 
2  ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 884. 
3  ABl. C 373 vom 20.12.2013, S. 1. 
4  ABl. L 168 vom 7.6.2014, S. 105. 
5  COM(2018)0450, SWD(2018)0153.  



 

 

C. in der Erwägung, dass die Kommission vorgeschlagen hat, die diesbezüglich in die 

Reserve eingestellten Beträge sowohl an Mitteln für Verpflichtungen als auch an 

Mitteln für Zahlungen sowie die entsprechenden Erläuterungen des Haushaltsplans in 

vollem Umfang zu streichen; 

D. in der Erwägung, dass die Kommission vorgeschlagen hat, das Europäische 

Nachbarschaftsinstrument (ENI) mit 70 Mio. EUR an Mitteln für Verpflichtungen zur 

Finanzierung von Maßnahmen im Zusammenhang mit der Migrationsroute über den 

zentralen Mittelmeerraum über die Nordafrika-Komponente des EU-Treuhandfonds 

„Afrika“ (28 Mio. EUR) und zur teilweisen Erfüllung der Zusage, die auf der zweiten 

Brüsseler Konferenz zur Unterstützung der Zukunft Syriens und der Region am 24. und 

25. April 2018 abgegeben wurde (42 Mio. EUR, die auf den Regionalen Treuhandfonds 

der EU als Reaktion auf die Syrien-Krise („Madad“-Fonds) übertragen werden sollen), 

aufzustocken; 

E. in der Erwägung, dass die Kommission vorgeschlagen hat, die Humanitäre Hilfe mit 

Mitteln für Zahlungen in Höhe von 35 Mio. EUR aufzustocken, um den Zahlungsbedarf 

zu decken, der durch die Aufstockungen um 124,8 Mio. EUR Ende 2017, die die 

entsprechenden Mittel für Zahlungen nicht umfassten, entstanden ist;  

F. in der Erwägung, dass die Kommission ferner vorgeschlagen hat, den Stellenplan der 

Exekutivagentur für Innovation und Netze (INEA) im Rahmen der Initiative WiFi4EU 

aufzustocken, indem eine Stelle eines Bediensteten auf Zeit der Besoldungsgruppe AD7 

hinzugefügt wird; in der Erwägung, dass diese Änderung im Rahmen des Haushalts der 

Agentur für dieses Jahr finanziert werden kann;  

1. nimmt den von der Kommission vorgelegten Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans 

Nr. 5/2018, der die Streichung der Reserve an Mitteln für Verpflichtungen und 

Zahlungen für die Unterstützung der Türkei aus dem IPA II, die Aufstockung der Mittel 

für Verpflichtungen des ENI und der Mittel für Zahlungen der Humanitären Hilfe und 

die Aufstockung des Stellenplans der INEA im Rahmen der Initiative WiFi4EU zum 

Gegenstand hat, zur Kenntnis; 

2. äußert seine Sorge über die zunehmende Verschlechterung der Lage in Bezug auf die 

Grundrechte und -freiheiten sowie die Rechtsstaatlichkeit in der Türkei und die 

Tatsache, dass die Türkei immer weiter von den europäischen Werten abrückt; 

3. bekräftigt, dass Beschlüsse über die Bereitstellung von Finanzmitteln aus dem IPA II in 

der Türkei nicht zulasten der Unterstützung der Union für die Zivilgesellschaft in der 

Türkei gehen sollten, die weiter aufgestockt werden sollte; 

4. fordert mit Nachdruck, dass in Zusammenarbeit mit den zuständigen internationalen, 

nationalen oder regionalen Stellen und unter voller Achtung der internationalen 

Menschenrechtsstandards für die Behandlung von Migranten funktionierende Lösungen 

entlang der Migrationsroute über den zentralen Mittelmeerraum umgesetzt werden; 

5. billigt den Standpunkt des Rates zum Entwurf des Berichtigungshaushaltsplans 

Nr. 5/2018; 

6. beauftragt seinen Präsidenten, festzustellen, dass der Berichtigungshaushaltsplan 

Nr. 5/2018 endgültig erlassen ist, und seine Veröffentlichung im Amtsblatt der 



 

 

Europäischen Union zu veranlassen; 

7. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie 

den anderen betroffenen Organen und den betroffenen Einrichtungen und den 

nationalen Parlamenten zu übermitteln. 

 


